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Zeitschrift für den 
öffentlichen Dienst 
in Rheinland-Pfalz

„Miteinander Gut Leben“

Rheinland-Pfalz gegen Hass und Hetze
dbb Landesleitung unterstützt Appell der Landesregierung

Die Mitglieder der Landeslei-
tung des dbb rheinland-pfalz 
sind Mitzeichnende eines Ap-
pells der Landesregierung ge-
gen Hass und Hetze in Rhein-
land-Pfalz.

dbb Landesvorsitzende Lilli 
Lenz: „Gewalt, Hass und Hetze 
haben keinen Platz in Rhein-
land-Pfalz, auch nicht gegen 
den öffentlichen Dienst. Nicht 
nur im öffentlichen Dienst, in 
der gesamten Gesellschaft ist 
respektvolles Miteinander für 
uns selbstverständlich. Dass 
die Landesregierung ein deutli-
ches Zeichen gegen Hass und 
Hetze setzt, finden wir gut. 
Wir stehen als Dachverband 
der Gewerkschaften und Ver-
bände des öffentlichen Diens-
tes sowie des privatisierten 
Dienstleistungssektors vorbe-
haltlos zum freiheitlich-demo-
kratischen, sozialen Rechts-
staat. Extremismus und 
Gewalt lehnen wir ab. Ach-
tung, Anstand und Respekt 
sind auch unsere Maximen an-

statt verrohter Sprache, verba-
ler und tätlicher Gewalt – im 
wirklichen Leben sowie im In-
ternet. Deshalb zeichnen wir 
den Regierungsappell ent-
schieden mit.“

Der dbb Landesbund hat be-
reits zweimal – 2015 und 2019 
– zusammen mit der Landesre-
gierung Anti-Gewalt-Erklärun-
gen für den öffentlichen Lan-
desdienst abgegeben. Auch 

mit den Kommunalen Spitzen-
verbänden wurde für den öf-
fentlichen Dienst in den Kom-
munen eine derartige Grund - 
satzerklärung abgegeben. 
Dem dbb rheinland-pfalz ist 
dabei wichtig – speziell auf 
den öffentlichen Dienst ge-
münzt –, dass die Verbindung 
Bürger–Behörde auf gegensei-
tigem Respekt beruhen muss. 
Aber nicht nur für die Beschäf-
tigten des öffentlichen Diens-

tes, sondern auch für  
die Angehörigen von 
Hilfs- und Rettungs-
diensten, für ehren-

amtliche Amts- und 
Mandatsträgerinnen/-trä-

ger oder für Journalisten 
und Journalistinnen gilt aus 
dbb Sicht laut dbb Landes-
chefin Lilli Lenz: „Sie sind 
kein Hassobjekt, sondern 
leisten Tag für Tag, rund um 
die Uhr wertvolle Arbeit für 
unser Gemeinwesen. Dieses 

Gemeinwesen fußt für alle 
und mit allen auf menschen-

freundlichem Miteinander mit 
Zivilcourage und ohne Diskri-
minierung, egal, wer man ist 
und woher man kommt.“

Weitere Informationen, Down-
loads sowie insbesondere die 
Online-Mitzeichnungsmög-
lichkeit und weitere Unter-
stützungsmöglichkeiten fin-
den sich im Internet im 
Bürgerportal „Gegen Hass und 
Hetze“ unter www.rlp.de. 
 

<< Weitere Infos: www.rlp.de
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100 Jahre Betriebsverfassungsgesetz

Bewährte Sicherung sozialen Friedens
Mitsprache und Mitbestimmung bleiben modern, Gesetze müssen aktuell sein

 < Historie

Am 4. Februar jährte sich der 
Erlass des ersten allgemeinen 
Betriebsverfassungsgesetzes 

in Deutschland zum einhun-
dertsten Mal: Das damalige 
Betriebsrätegesetz enthielt für 
Betriebe ab einer Größe von  
20 Beschäftigten die Verpflich-

tung zur Betriebsratseinrich-
tung. Vorangegangen waren 
1917 und 1918 Massen streiks 
sowie die revolutionäre Räte-
bewegung, erneute Streiks 

1919 und ein Streit über den 
Umfang wirtschaftlicher Mit-
bestimmungsrechte der Ar-
beitnehmer und Arbeiter in 
den (großen) Betrieben. Im  
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Gesetzgebungsverfahren wur-
de kompromisshalber für gro-
ße Kapitalgesell schaften unter 
Einräumung von Mitwirkungs-
rechten lediglich in sozialen 
Belangen die Entsendung von 
zwei Arbeitnehmervertretern 
in das Aufsichtsorgan festge-
schrieben. Das Verfahren wur-
de überschattet von einer De-
monstration in Berlin mit rund 
100.000 Teilnehmern gegen 
die Gesetzesverabschiedung, 
bei der 42 Menschen infolge 
eines polizeilichen Eingreifens 
mit Waffengewalt starben. 
Fünf Tage später wurde das 
Gesetz am 18. Januar 1920 im 
Reichstag verabschiedet, es 
galt bis 1934, als die National-
sozialisten die Mitbestimmung 
von Arbeitnehmervertretern 
faktisch stoppten und das Be-
triebsrätegesetz aufhoben. 
Durch das Kontrollratsgesetz 
Nr. 22 vom 10. April 1946 (Be-
triebsrätegesetz) erließen die 
Alliierten nach dem Zweiten 
Weltkrieg erneute Rahmenbe-
dingungen über eine Betriebs-
verfassung, auf die zunächst 
landesgesetzliche Ergänzun-
gen und Ausgestaltungen folg-
ten.

Am 14. November 1952 trat 
dann das Betriebsverfassungs-
gesetz in Kraft, das umfangrei-
che Informations-, Beratungs- 
und Mitbestimmungsrechte 
des Betriebsrats regelt. 

 < Grundlagen

Wie nachfolgend auch im Per-
sonalvertretungsrecht wurde 
die „vertrauensvolle Zusam-
menarbeit“ zwischen Arbeit-
nehmervertretung und Unter-
nehmensleitung betont und 
blaupausenartig festgeschrie-
ben, ebenso die Beachtung von 
Gesetzen und Tarifverträgen 
sowie die Kooperations- und 
Friedenspflicht.

Integrationstheoretisch ausge-
drückt: „Im gleichzeitigen Inte-
resse der Organisation und des 
Individuums soll in einem 
menschlich vertretbaren Kom-
promiss zwischen betriebli-
chen und persönlichen Zielen 

die Kluft zwischen dem Drang 
des Menschen auf Freiheit und 
Selbstverwirklichung und die 
Disziplinierung durch die Orga-
nisationsmechanismen verrin-
gert werden, und zwar durch 
die geregelte Teilnahme der 
Beschäftigten oder ihrer Ver-
tretung an für sie wichtigen 

Informations- und Entschei-
dungsprozessen. Die Grund-
konzeption der Mitbestim-
mung zielt auf Partnerschaft, 
das heißt auf Konsultation, 
Kommunikation, Koordination 
und Kooperation. Das Betriebs-
verfassungsrecht wie das Per-
sonal vertretungsrecht verste-
hen sich als Konfliktregelungs - 
instrument.“ (Aus einer älteren 
Ausgabe „Personalvertretungs-
recht Rheinland-Pfalz, Kom-
mentar mit Wahlordnung“ von 
Ruppert, Lautenbach unter an-
derem., Walhalla Fachverlag, 
Regensburg [2014].)

Betriebliche Mitbestimmung 
ist demzufolge ein hohes und 
elementares Gut in der auf 
ausgleichenden Konfliktaus-
trag ausgerichteten Demokra-
tie. Natürlich ist die vertrau-
ensvolle Zusammenarbeit im 
mitbestimmungsrechtlichen 
Sinne vielfach nicht leicht und 
erschwert Prozesse. Daraus zu 
schließen, dass die Beschäftig-

tenmitbestimmung mit ihren 
unbestreitbaren Positivauswir-
kungen auf den innerbetriebli-
chen und – gesamtgesell-
schaftlich gesehen – sozialen 
Frieden eingeschränkt werden 
sollte, kommt aus gewerk-
schaftlicher Sicht nicht in Be-
tracht. 

 < dbb Sicht

Konsequent stellte Volker 
Geyer, stellvertretender Bun-
desvorsitzender und Fachvor-
stand Tarifpolitik im dbb, zum 
Jubiläum des Betriebsverfas-
sungsrechts denn auch fest: 
„Gerade in einer Zeit, in der 
mehr Mitsprache, mehr Bür-
gerbeteiligung und mehr di-
rekte Demokratie gefordert 
wird, ist das Betriebsverfas-
sungsgesetz eben nicht nur 
altehrwürdig, sondern zu-
kunftsweisend.“

Das bleibt aus Sicht des dbb 
Landesbundes so, wenn die 
Mitbestimmungsrechte aktuell 
gehalten werden. Besonders 
im Hinblick auf den gegenwär-
tigen digitalen Transformati-
onsprozess sieht die Gewerk-
schaft Handlungsbedarf.

Der Gewerkschaftstag des 
dbb rheinland-pfalz hat im 
letzten Jahr analysiert, dass 

das Betriebsverfassungsrecht 
in der öffentlichen Verwal-
tung eine zunehmend größere 
Bedeutung gewinnt. Auch im 
Geltungsbereich des Betriebs-
verfassungsrechtes und damit 
in den privatwirtschaftlich ge-
führten Einrichtungen des 
Landes Rheinland-Pfalz und 
seiner Kommunen ist die Digi-
talisierung der Arbeitswelt 
künftig von besonderer Be-
deutung. Betriebsräte brau-
chen ein deutlich verbessertes 
Instrumentarium mit weiter-
entwickelten und neuen Mit-
gestaltungs- und Mitbestim-
mungstatbeständen, um die 
Interessen der Beschäftigten 
in den umfangreichen und dif-
ferenzierten Digitalisierungs-
prozessen wirkungsvoll ver-
treten zu können.

Die dbb Landeschefin Lilli Lenz 
dazu: „Wir Gewerkschaften 
haben den Auftrag, ebenen-
übergreifend Grundsätze für 
die Fortentwicklung des Be-
triebsverfassungsrechts zu er-
arbeiten und mit diesen 
Grundsätzen in den Dialog 
mit den politischen Entschei-
dungsträgern zu treten.“

Entsprechend sieht der dbb 
rheinland-pfalz auch Moderni-
sierungsbedarf im Landesper-
sonalvertretungsrecht. Neben 
zahlreichen Vorschlägen etwa 
zur präziseren und verbindli-
chen Ausgestaltung des Zu-
sammenarbeitsgrundsatzes 
hat der Gewerkschaftstag fest-
gestellt: „Von herausragender 
Bedeutung werden die Heraus-
forderungen sein, die durch die 
Digitalisierung auf die Perso-
nalvertretungen zukommen: 
Der Komplex „Digitalisierung –  
Verwaltung 4.0 – Flexibilisie-
rung – Arbeitsverdichtung“ 
bringt für Personalräte wichti-
ge und unverzichtbare neue 
Aufgabenstellungen. Deshalb 
ist es notwendig, die Mitbe-
stimmungstatbestände, die 
Erörterungsrechte und die all-
gemeinen Initiativrechte der 
Personalräte zu modifizieren 
und neu zu gestalten. Wir sind 
hier aktiv und dialogbereit.“ 
 

<< dbb Landesvorsitzende Lilli Lenz
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